
1966 bestätigte, so ist diese unangemessene Verzöge­
rung nicht gutzuheißen. Bereits in einer Aussprache 
beim Kreislandwirtschaftsrat vom 25. Mai 1966 war ihr 
empfohlen worden, die Differenzen in einer Vollver­
sammlung zu klären. Dieser Umstand kann sich aber 
nicht mindernd auf die Schadenersatzpflicht auswirken. 
Denn in der gleichen Besprechung wurde der Verklagte 
eindringlich darauf hingewiesen, die Tätigkeit als Zim­
mermann unverzüglich aufzunehmen. Hierzu war er 
aber, obwohl ihm die Rechtslage klar sein mußte, 
grundsätzlich nicht bereit. Das ergibt sich schon dar­
aus, daß er trotz Bestehens der Mitgliedschaft bei der 
Klägerin anderweit Arbeit aufnahm. Er hat also seine 
Arbeitspflicht vorsätzlich verletzt und sich hierbei 
auch bewußt damit abgefunden, daß hierdurch für die 
LPG Schaden entstehen könnte. Deshalb hat er die so 
verursachte Fondsminderung zu erstatten.
Was die Rückforderung der Unterstützung anläßlich 
des Meisterlehrgangs anbelangt, ist die Entscheidung 
des Bezirksgerichts im Ergebnis richtig.
Festlegungen über die Rückzahlungspflicht sind mög­
lich und zulässig. Sie sollten durch Beschluß der Mit­
gliederversammlung in die Betriebsordnung aufgenom­
men werden. Hierdurch werden individuelle Vereinba­
rungen nicht ausgeschlossen. Sie sind dann zwischen 
Mitglied und Vorstand vor Beginn der Weiterbildungs­
maßnahmen zu treffen. Sie bedürfen zwar nicht der 
Schriftform, doch sollte sie angewandt werden, um für 
den Fall von Meinungsverschiedenheiten die Beweis­
führung zu erleichtern. Rückwirkende Kraft haben we­
der allgemeine Regelungen in der Betriebsordnung 
noch Einzelabmachungen. Für ihre inhaltliche Ausge­
staltung ist zu beachten:
Die Rückforderung wird nur dann als berechtigt ange­
sehen, wenn das Mitglied aus gesellschaftlich nicht ge­
rechtfertigten Gründen aus der LPG ausscheidet oder 
wenn es aus der Genossenschaft ausgeschlossen wird. 
Einem Ausschluß ist es gleichzusetzen, wenn dessen 
Voraussetzungen gegeben sind. Das wird dann der Fall 
sein, wenn sich das Mitglied gröblich und wiederholt 
trotz Ermahnungen gegen genossenschaftliche Pflichten 
vergeht, vor allem gegen die Arbeitsdisziplin schwer­
wiegend verstößt, z. B. die Arbeit unberechtigt ein­
stellt und trotz laufender Hinweise nicht wieder auf­
nimmt (vgl. Ziff. 28 MSt Typ III).
Ist es dem Mitglied wegen Umständen, die es nicht zu 
vertreten hat, unmöglich, die aus der Unterstützung 
für seine Weiterbildung folgenden Verpflichtungen zu 
erfüllen, oder ist sein Ausscheiden aus der LPG ge­
rechtfertigt, so kann die Rückzahlung der Qualifizie­
rungskosten nicht verlangt werden. Die Dauer der 
Pflicht zur weiteren Arbeit in der Genossenschaft 
sollte nicht über fünf Jahre hinaus erstreckt werden.
Der Verklagte ist wegen seines gesetz- und statuten­
widrigen Verhaltens zur Rückzahlung verpflichtet. Die 
Vereinbarung wurde vor Beginn des Meisterlehrgangs 
getroffen. Er hat die genossenschaftliche Arbeit trotz 
wiederholter eindringlicher Belehrung prinzipiell ver­
weigert und hierdurch eine so schwerwiegende Pflicht­
verletzung begangen, daß die Voraussetzungen für sei­
nen Ausschluß aus der LPG Vorlagen.

§280 ZPO; §§581, 242 BGB.
1. Bei der Zwischenfeststellungsklage nach § 280 ZPO 
braucht ein rechtliches Interesse an der alsbaldigen 
Feststellung des streitigen Rechtsverhältnisses nicht be­
sonders nachgewiesen zu werden.
2. An die vorzeitige Kündigung von Pachtverträgen 
über einen bestimmten Zeitraum sind grundsätzlich 
strenge Anforderungen zu stellen. Sie ist jedoch bei

Wegfall der Geschäftsgrundlage eines Pachtvertrags 
möglich.
3. Wird ein langfristiger Pachtvertrag über einen Zie­
geleibetrieb unter der Voraussetzung abgeschlossen, 
daß die Tonvorkommen während der Vertragsdauer 
für den Betrieb der Ziegelei ausreichen, und ergibt die 
geologische Untersuchung, daß kein abbauwürdiges 
Tonlager vorhanden ist, so kann der Pächter den Ver­
trag wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage vorzeitig 
kündigen.
BG Schwerin, Urt. vom 11. April 1968 — BC 1/68.

Der Verklagte hat mit Pachtvertrag vom 19. Juni 1952 
eine der Klägerin gehörende Ziegelei gepachtet. Durch 
Ergänzungsvertrag vom 11. Januar 1955 wurde die 
Pachtdauer bis zum 31. Dezember 1975 verlängert. Der 
Pachtzins wurde auf 220 M monatlich festgesetzt.
Die Klägerin hat vorgetragen, daß der Verklagte das 
Pachtverhältnis zum Jahresende 1967 gekündigt habe. 
Da aber die Geschäftsgrundlage des Vertrages keines­
wegs weggefallen sei, könne der Verklagte die Kündi­
gung weder auf § 157 noch auf § 242 BGB stützen. Die 
Klägerin hat daher beantragt, festzustellen, daß der 
Pachtvertrag über den 1. Januar 1968 hinaus fortbe­
steht, und den Verklagten zu verurteilen, an sie 880 M 
Pachtzins für die Monate Januar bis April 1968 zu 
zahlen.
Der Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen, 
und vorgetragen, daß die Vertragschließenden eindeu­
tig davon ausgegangen seien, daß die geologischen 
Voraussetzungen für einen Betrieb der Ziegelei wäh­
rend der gesamten Dauer des Pachtverhältnisses gege­
ben sind. Diese Voraussetzungen lägen nach einem Er­
gebnisbericht über die Ziegeltonerkundungsbohrungen 
des Zentralen Geologischen Dienstes im Raum L. nicht 
mehr vor. Daraus ergebe sich, daß die angenommene 
Grundlage für den Abschluß des Pachtvertrags nicht 
mehr gegeben sei.

Aus den G r ü n d e n :

Da die Klägerin in der mündlichen Verhandlung bean­
tragt hat, festzustellen, daß der Pachtvertrag über 
den 1. Januar 1968 hinaus fortbesteht, und den Ver­
klagten zu verurteilen, an sie 880 M Pachtzins zu 
zahlen, sind für die Entscheidung über die Frage der 
Zulässigkeit einer solchen Klage lediglich die Voraus­
setzungen des § 280 ZPO (Zwischenfeststellungsklage) 
zu prüfen. Nach dieser Bestimmung kann bis zum 
Schluß der mündlichen Verhandlung, auf welche das 
Urteil ergeht, der Kläger durch Erweiterung des Klage­
antrags beantragen, daß ein im Laufe des Prozesses 
streitig gewordenes Rechtsverhältnis, von dessen Be­
stehen oder Nichtbestehen die Entscheidung des Rechts­
streits ganz oder teilweise abhängt, durch richterliche 
Entscheidung festgestellt wird. Diese Voraussetzungen 
liegen hier vor. Die Entscheidung über den von der 
Klägerin geltend gemachten Anspruch auf Zahlung 
des Pachtzinses hängt davon ab, ob zwischen den Par­
teien ein Pachtverhältnis besteht oder nicht. Ein recht­
liches Interesse an der alsbaldigen Feststellung des 
streitigen Rechtsverhältnisses — so wie das bei der ge­
wöhnlichen Feststellungsklage nach § 256 ZPO ver­
langt wird — braucht nach dem Wortlaut des § 280 
ZPO nicht besonders nachgewiesen zu werden, weil es 
sich aus dem bereits anhängigen Rechtsstreit ergibt 
(vgl. Das Zivilprozeßrecht der DDR, Berlin 1957, Bd. I,
S. 368).
Materiellrechtlich ist die Frage zu entscheiden, ob ein 
für eine bestimmte Zeit geschlossener Vertrag vorzei­
tig gekündigt werden kann. Grundsätzlich sind an die 
Zulässigkeit der Kündigung solcher Verträge strenge 
Anforderungen zu stellen. Andererseits entspricht es 
aber den sozialistischen Rechtsauffassungen, wenn bei 
Fortfall der Geschäftsgrundlage die vorzeitige Kündi­
gung oder Aufhebung solcher Verträge für zulässig
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